
Bundesministerium
für Wirtschaft und Technologie

Richtlinie
über die Förderung der Energieberatung in Wohngebäuden vor Ort

– Vor-Ort-Beratung –

Vom 11. Juni 2012

1 Zuwendungszweck

1.1 Die Energieberatung in Wohngebäuden vor Ort (Vor-Ort-Beratung) hat konkrete Konzepte für anspruchsvolle
energetische Sanierungen im Gebäudebestand zum Ergebnis und führt durch die Umsetzung der vorgeschlagenen
Maßnahmen zu unmittelbarer Einsparung von Energie und insbesondere CO2-Emissionen. Sie trägt dazu bei, die
nationalen und internationalen energiepolitischen Ziele der Bundesregierung zu erreichen. Mit dem Förderprogramm
zur Vor-Ort-Beratung soll das energiepolitische Ziel eines weitgehend klimaneutralen Gebäudebestands in 2050 unter-
stützt werden.

Zur Durchführung der Vor-Ort-Beratung können deshalb Zuwendungen nach Maßgabe dieser Richtlinie, der Allge-
meinen Verwaltungsvorschriften zu den §§ 23, 44 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) sowie den dazugehörigen
Nebenbestimmungen gewährt werden. Thermografische Untersuchungen können als Bestandteil einer Energieeinspar-
beratung wertvolle Einzelergebnisse beitragen. Sie können daher ebenfalls gefördert werden. Weiterhin kann die
Sensibilisierung der Beratungsempfänger hinsichtlich der Möglichkeiten von besonders effektiven Strom sparenden
Maßnahmen durch einen Bonus unterstützt werden.

1.2 Auf die Zuwendung besteht kein Rechtsanspruch. Die in Nummer 6.1 genannte Bewilligungsbehörde entscheidet
nach pflichtgemäßem Ermessen. Die Gewährung der Zuwendung steht unter dem Vorbehalt der Verfügbarkeit der
veranschlagten Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Förderung

Förderfähig ist eine Vor-Ort-Beratung, die Maßnahmenempfehlungen zum Ergebnis hat, die aufeinander abgestimmt
auch bei schrittweiser Sanierung am Ende zu einem Gebäudezustand führen, der im Rahmen des Wirtschaftlichkeits-
gebots als dauerhaft energetisch saniert angesehen werden kann.

Zusätzliche Boni sind möglich, wenn die Beratung durch Empfehlungen zur Stromeinsparung und/oder thermo-
grafische Untersuchungen ergänzt wird.

Die Beratung erfolgt durch Übergabe und Erläuterung eines schriftlichen Beratungsberichtes. Dem Beratungsempfän-
ger wird die Sanierung auf ein Effizienzhausniveau empfohlen und die zeitliche Reihenfolge der Maßnahmen, wenn sie
schrittweise erfolgen soll, unabhängig davon, ob er dies zum aktuellen Zeitpunkt plant.

Separate Thermografiegutachten oder Stromsparberatungen werden nicht gefördert.

2.1 Gegenstand der Beratung können nur Gebäude sein, die sich im Bundesgebiet befinden. Voraussetzung ist, dass
bis zum 31. Dezember 1994 der Bauantrag gestellt oder die Bauanzeige erstattet worden ist und der umbaute Raum
des Gebäudes nicht auf Grund späterer Baugenehmigungen durch Anbau oder Aufstockung zu mehr als 50 % ver-
ändert wurde. Die Gebäude müssen ursprünglich als Wohngebäude geplant und errichtet worden sein oder derzeit zu
mehr als 50 % der Gebäudefläche zu Wohnzwecken genutzt werden.

2.2 Als Gebäudeeigentümer können eine Beratung in Anspruch nehmen:

2.2.1 natürliche Personen;

2.2.2 rechtlich selbständige Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft einschließlich der Wohnungswirtschaft sowie
Betriebe des Agrarbereichs;

2.2.3 juristische Personen und sonstige Einrichtungen, die gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke ver-
folgen.

Mieter oder Pächter eines Gebäudes können ebenfalls im Rahmen des Förderprogramms beraten werden, wenn sie die
schriftliche Erlaubnis des Eigentümers erhalten haben. Der Berater hat dies vor Antragstellung zu überprüfen.

2.3 Wohnungseigentümer, bei denen die Voraussetzungen der Nummern 2.2.1 bis 2.2.3 vorliegen, können eine
Beratung dann in Anspruch nehmen, wenn sich die Beratung auf das gesamte Gebäude bezieht und die Eigentümer-
gemeinschaft, ggf. vertreten durch die Hausverwaltung, mit der Maßnahme einverstanden ist. Dabei muss sicher-
gestellt sein, dass die gemäß Anlage 1 zu dieser Richtlinie erforderlichen Daten zum Gebäude und zur Heizungsanlage
erhoben werden können.
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2.4 Eine Beratungsförderung ist ausgeschlossen für Gebäude,

2.4.1 die im Eigentum rechtlich selbständiger Unternehmen im Sinne der Nummer 2.2.2 stehen, die mehr als 250 Ar-
beitskräfte beschäftigen oder im letzten Geschäftsjahr vor Antragstellung einen Umsatz von 50 Mio. Euro und eine
Bilanzsumme von 43 Mio. Euro überschritten haben. War das letzte Geschäftsjahr kein volles Geschäftsjahr, so ist zur
Ermittlung des Jahresumsatzes der durchschnittliche Monatsumsatz zu errechnen und mit 12 zu multiplizieren. Bei
Betrieben des Agrarbereichs liegt die Umsatzgrenze bei 1 Mio. Euro;

2.4.2 die im Eigentum rechtlich selbständiger Unternehmen im Sinne der Nummer 2.2.2 stehen, die wiederum zu
25 % und mehr im Eigentum eines oder mehrerer anderer Unternehmen stehen oder selbst in dieser Höhe an anderen
Unternehmen beteiligt sind, wenn die Unternehmen zusammen die in Nummer 2.4.1 genannten Größenkriterien über-
schreiten;

2.4.3 die im Eigentum rechtlich selbständiger Unternehmen im Sinne der Nummer 2.2.2 stehen, an denen juristische
Personen des öffentlichen Rechts mehrheitlich beteiligt sind oder die sich zu mehr als 50 % im Eigentum einer Gebiets-
körperschaft oder einem Eigenbetrieb einer solchen befinden;

2.4.4 an denen der Berater – auch anteilige – Eigentums- oder Nutzungsrechte hat oder die sich im Eigentum von
dessen Verwandten oder Verschwägerten bis zum zweiten Grade befinden;

2.4.5 die in den letzten acht Jahren Gegenstand einer Beratung nach Förderrichtlinien des Bundes zur Vor-Ort-
Beratung waren, ohne dass sich der Eigentümer des Beratungsobjekts geändert hat;

2.4.6 bei denen die Beratung bereits ganz oder teilweise aus anderen öffentlichen Mitteln finanziert wird (Kumulie-
rungsverbot).

2.5 Die Beratung muss sich auf das gesamte Gebäude beziehen.

3 Antragsberechtigte

3.1 Als Berater ist vorbehaltlich etwaiger Ausschlussgründe nach Nummer 3.3 antragsberechtigt, wer bis zum 31. De-
zember 2012 gegenüber der Bewilligungsbehörde im Verfahren nach Nummer 3.6 erklärt und auf deren Verlangen
nachweist, dass er

3.1.1 als Ingenieur oder Architekt durch seine bisherige berufliche Tätigkeit die für eine Energieberatung notwendigen
speziellen Fachkenntnisse, insbesondere in den Teilbereichen Wärmebedarfsermittlung, Wärmeschutztechnik, Hei-
zungstechnik, Erneuerbare Energien und Allgemeine Energiesparberatung, erworben hat;

3.1.2 als Ingenieur oder Architekt durch zusätzliche Fortbildungsmaßnahmen nach Anlage 3 der Richtlinie (Stand
10. September 2009) die für eine Energieberatung notwendigen speziellen Fachkenntnisse erworben hat;

3.1.3 einen Lehrgang einer Handwerkskammer zum/zur geprüften „Gebäudeenergieberater/in (HWK)“ erfolgreich ab-
solviert hat;

3.1.4 einen Ausbildungskurs erfolgreich absolviert hat, dessen Eingangsvoraussetzungen und Mindestinhalt den in
Anlage 3 der Richtlinie (Stand 10. September 2009) festgelegten Anforderungen entsprechen.

3.2 Wer den Nachweis für die fachliche Qualifikation nicht bis zum 31. Dezember 2012 nach Nummer 3.1 erbracht hat,
ist, vorbehaltlich etwaiger Ausschlussgründe nach Nummer 3.3, antragsberechtigt, wenn er gegenüber der Bewil-
ligungsbehörde im Verfahren nach Nummer 3.6 erklärt und auf deren Verlangen nachweist, dass er

3.2.1 als Grundqualifikation die Voraussetzungen für die Ausstellung von Energieausweisen nach § 21 der Verordnung
über energiesparenden Wärmeschutz und energiesparende Anlagentechnik bei Gebäuden (Energieeinsparverordnung
– EnEV) erfüllt und

3.2.2 zusätzlich eine Weiterbildung, deren Inhalt und Umfang den Anforderungen nach Anlage 3 dieser Richtlinie
genügt, erfolgreich absolviert hat.

3.3 Als Berater ist nicht antragsberechtigt, wer bei der Beratung ein wirtschaftliches Eigeninteresse an bestimmten
Investitionsentscheidungen des Beratenen haben oder durch diesbezügliche wirtschaftliche Interessen eines Dritten
beeinflusst sein kann und deshalb nicht unabhängig ist. Dazu zählt insbesondere, wer

3.3.1 für Energieversorgungsunternehmen oder in einem Unternehmen tätig ist, das Produkte herstellt, vertreibt oder
Anlagen errichtet oder vermietet, die bei Energiesparinvestitionen im Heizungs- und Gebäudebereich verwendet wer-
den;

3.3.2 in einem Unternehmen tätig ist, das Leistungen oder Produkte im Bereich der Erstellung oder Sanierung von
Gebäuden anbietet;

3.3.3 einen Handwerksbetrieb führt, daran beteiligt oder bei einem solchen beschäftigt ist;

3.3.4 Provisionen oder sonstige geldwerte Vorteile von den unter den Nummern 3.3.1 bis 3.3.3 genannten Unterneh-
men fordert oder erhält;

3.3.5 nicht unabhängig von Produkten, Anbietern oder Vertriebsstrukturen handelt oder den entsprechenden Eindruck
erweckt.

3.4 Berater, die mit der Beratung eine thermografische Untersuchung verbinden, müssen zusätzlich über die entspre-
chenden Fachkenntnisse verfügen; alternativ ist in diesen Fällen die Hinzuziehung eines Experten möglich. Der Antrag
stellende Berater verantwortet in jedem Fall allein das gegenüber dem Beratungsempfänger kommunizierte Ergebnis.
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3.5 Planungs- und Ausschreibungsleistungen sowie die Übernahme von Bauleitungen im Anschluss an eine Vor-Ort-
Beratung sind zulässig.

3.6 Die Berater erklären gegenüber der Bewilligungsbehörde das Vorliegen der unter den Nummern 3.1 bis 3.4 ge-
nannten Voraussetzungen. Diese hat dafür ein elektronisches Verfahren (z. B. Online-Portal) eingerichtet und dessen
Verwendung allgemein vorgeschrieben. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist der Bewilligungsbehörde auf Anforde-
rung durch entsprechende Unterlagen nachzuweisen.

3.7 Berater müssen über die notwendige Zuverlässigkeit verfügen.

4 Fördervoraussetzungen

4.1 Vor-Ort-Beratungsberichte müssen den Mindestanforderungen der Anlage 1 sowie bei der Beantragung von Boni
nach den Nummern 5.1.2 bis 5.1.3 zusätzlich denen der Anlage 2 zu dieser Richtlinie entsprechen. Alle Einzelmaß-
nahmen der Beratungsleistung sind durch antragsberechtigte Berater durchzuführen. Ausnahmen hierzu bestehen nur
im Zusammenhang mit integrierten Thermografiegutachten nach den unter Nummer 3.4 geregelten Voraussetzungen.

Eine Vor-Ort-Beratung nach Nummer 5.1.1 besteht mindestens aus der ausführlichen Datenaufnahme vor Ort, der
Anfertigung des Beratungsberichtes sowie einer anschließenden ausführlichen persönlichen Erläuterung (nicht tele-
fonisch). Bei der Aufbereitung und Auswertung der erforderlichen Daten ist ein computergestütztes Rechenprogramm
zu verwenden.

4.2 Dem Beratungsempfänger sind die Mindestanforderungen nach Anlagen 1 und 2 zu dieser Richtlinie spätestens
mit Übergabe des Beratungsberichtes bekannt zu machen.

4.3 Die Beratung muss unabhängig von Anbietern und deren Produkten erfolgen.

5 Art und Umfang der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als Anteilsfinanzierung in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschusses, der an den Antrag
stellenden Berater ausgezahlt wird, gewährt. Sie wird als Projektförderung bewilligt.

5.1.1 Der Zuschuss für eine Vor-Ort-Beratung beträgt 400 Euro für Ein- und Zweifamilienhäuser sowie 500 Euro für
Wohnhäuser mit mindestens drei Wohneinheiten.

5.1.2 Für die Integration von auf thermografischen Untersuchungen basierenden Ergebnissen in einen Vor-Ort-
Beratungsbericht wird ein Bonus in Höhe von 25 Euro pro Thermogramm, aber höchstens 100 Euro gewährt.

Eine Förderung der einzelnen Thermogramme ist nur möglich, wenn sich diese inhaltlich voneinander unterscheiden.

5.1.3 Für die Integration von Hinweisen und Empfehlungen zur Stromeinsparung wird ein Bonus in Höhe von 50 Euro
gewährt.

5.1.4 Eine Kumulierung von Boni in einer Beratung ist möglich.

5.2 Der gesamte Zuschuss, einschließlich aller Boni, darf 50 % der Beratungskosten (einschließlich Umsatzsteuer)
nicht überschreiten.

5.3 Die Förderung einer Vor-Ort-Beratung nach Erstellung eines nach alter Rechtslage bereits geförderten separaten
Thermografiegutachtens ist möglich. In diesen Fällen erfolgt jedoch keine zusätzliche Förderung nach Nummer 5.1.2
dieser Richtlinie.

6 Verfahren

6.1 Bewilligungsbehörde ist das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), Frankfurter Straße 29 – 35,
65760 Eschborn. Dieses stellt die notwendigen Informationen zur Antragstellung im Internet unter www.bafa.de zur
Verfügung.

6.2 Für Antragstellung und Vorgangsabwicklung wurde durch die Bewilligungsbehörde ein elektronisches Verfahren
eingerichtet, dessen Nutzung verbindlich vorgeschrieben ist (Online-Portal).

6.3 Die Bewilligungsbehörde stellt ein Vertragsmuster für eine Energieberatung zur Verfügung, dessen Verwendung
nicht verpflichtend ist, aber empfohlen wird. Dieser Vertrag ist nicht Bestandteil des Antrags.

6.4 Mit der Beratungsmaßnahme darf nicht begonnen werden, bevor ein elektronischer Förderantrag über das Online-
Portal gestellt wurde. Zuvor ist lediglich die Aufnahme des Ist-Zustandes der relevanten Daten vor Ort zulässig. Als
Maßnahmenbeginn gilt bereits jede Form der Auswertung aufgenommener Daten, der Berechnung, Dokumentation
oder sonstiger Tätigkeiten im Rahmen der Erarbeitung und Erstellung des Beratungsberichtes. Thermogramme dürfen
ebenfalls erst nach Antragstellung angefertigt werden.

Ein Vertragsabschluss zwischen Berater und Beratungsempfänger ist vor Antragstellung nur dann zulässig, wenn die
Wirksamkeit des Vertrages von der Förderzusage der Bewilligungsbehörde abhängig gemacht wird.

6.5 Zuwendungsbescheide werden in der Reihenfolge des Eingangs der Anträge erteilt. Der Zeitraum zur Durchfüh-
rung der bewilligten Maßnahme (Bewilligungszeitraum) beträgt maximal sechs Monate ab Erstellung des Zuwendungs-
bescheides.
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6.6 Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt nach Vorlage aller Verwendungsnachweisunterlagen. Dazu gehören im
Einzelnen:

– Die mit dem Namen des durchführenden Beraters und dem Erstellungsdatum versehene Kopie des Beratungsbe-
richtes einschließlich einer fotografischen Wiedergabe aller Gebäudeansichten.

– Die vom durchführenden Berater und dem Beratungsempfänger eigenhändig unterschriebene Verwendungsnach-
weiserklärung im Original. Diese enthält die mit Datum versehene Bestätigung des Beratungsempfängers, dass der
Beratungsbericht übergeben und in einem persönlichen Abschlussgespräch ausführlich erläutert wurde. Eine telefo-
nische Erläuterung genügt nicht.

– Die Kopie der durch den Berater oder seinen Arbeitgeber auf den Namen des Beratungsempfängers ausgestellten
Rechnung, aus der Bundeszuschuss und Eigenanteil hervorgehen müssen.

Sämtliche Verwendungsnachweisunterlagen müssen spätestens bis zum Ablauf des Bewilligungszeitraumes in der
Bewilligungsbehörde eingegangen sein. Geschieht dies nicht, wird der Zuwendungsbescheid unwirksam und es wird
kein Zuschuss gezahlt.

Entspricht ein eingereichter und zuvor dem Beratungsempfänger erläuterter Beratungsbericht nicht den Mindestanfor-
derungen dieser Richtlinie, ist die Auszahlung des Zuschusses nicht möglich. Nachbesserungen sind ausgeschlossen.

6.7 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung des Zuschusses, für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung sowie die Rücknahme und den Widerruf des Zuwendungsbescheids und die Rückforderung des gewährten
Zuschusses gelten die §§ 23, 44 BHO, die hierzu erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften mit den dazuge-
hörigen Nebenbestimmungen sowie die §§ 48 bis 49 a des Verwaltungsverfahrensgesetzes.

6.8 Der Bundesrechnungshof ist gemäß §§ 91, 100 BHO zur Prüfung berechtigt.

6.9 Förderanträge können längstens bis zum 31. Dezember 2014 gestellt werden.

7 Subventionserhebliche Tatsachen

Die Zuwendung ist eine Subvention im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches (StGB). Tatsachen, die im Sinne des
§ 264 StGB subventionserheblich sind, werden von der Bewilligungsbehörde im elektronischen Antragsverfahren als
solche bezeichnet.

8 Inkrafttreten

Diese Änderung der Richtlinie vom 10. September 2009 (BAnz. S. 3360) tritt am 1. Juli 2012 in Kraft. Sie gilt für alle
Zuschussanträge, die ab diesem Zeitpunkt in der Bewilligungsbehörde eingehen. Vor diesem Zeitpunkt eingehende
Anträge werden nach den Bestimmungen der Richtlinie vom 10. September 2009 behandelt.

Bonn, den 11. Juni 2012

Bundesministerium
für Wirtschaft und Technologie

Im Auftrag
Dr. Hartmut Versen
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Anlage 1

Mindestanforderungen an eine Vor-Ort-Beratung

Hinweis :

Die sich aus dieser Anlage ergebenden Mindestanforderungen sind verbindliche Vorgaben zu Aufbau und Inhalt eines
im Rahmen einer Vor-Ort-Beratung nach dieser Richtlinie förderfähigen Beratungsberichts.

Mit dem Förderprogramm zur Vor-Ort-Beratung soll das energiepolitische Ziel eines weitgehend klimaneutralen
Gebäudebestands in 2050 unterstützt werden. Die empfohlenen Maßnahmen sind aufeinander abzustimmen, sodass
auch bei schrittweiser Sanierung am Ende ein Gebäudezustand erreicht wird, der im Rahmen des Wirtschaftlichkeits-
gebots als dauerhaft energetisch saniert angesehen werden kann. Öffentliche Fördermöglichkeiten sind bei der
Berechnung der Wirtschaftlichkeit zu berücksichtigen.

Als Mindestniveau ist hierfür ein förderfähiges KfW-Effizienzhaus anzusehen. Das entsprechende Sanierungskonzept
ist unbeachtlich der Tatsache zu erstellen, ob der Beratungsempfänger aktuell an einer entsprechenden Umsetzung
Interesse zeigt.

Um auch im Falle einer schrittweise erfolgenden Sanierung die bestmögliche Vorgehensweise zu gewährleisten, ist
ergänzend ein dazu passender Maßnahmenfahrplan mit einem Vorschlag für die zeitliche Reihenfolge der Durchführung
zu erstellen. Dabei sind Maßnahmen zugrunde zu legen, die nach dem KfW-Programm „Energieeffizient Sanieren“
förderfähig sind. Neben bautechnischen, bauphysikalischen und anlagentechnischen Aspekten sind hierbei vor allem
das Energieeinsparpotenzial und eine wirtschaftliche Bewertung der einzelnen Maßnahmen oder Maßnahmen-
kombinationen darzustellen, die in der Gesamtheit zum Effizienzhaus führen.

Bei der Erstellung des Beratungsberichts hat der Berater in besonderem Maße dem Umstand Rechnung zu tragen,
dass der Beratene in der Regel Laie ist. Der Aufbau des Beratungsberichts muss daher übersichtlich und logisch
strukturiert, die Darstellung der einzelnen Punkte und die Maßnahmenvorschläge müssen für den Beratungsempfänger
verständlich und nachvollziehbar sein. Eine Darstellung, die sich im Wesentlichen auf eine Kombination von Tabellen,
Grafiken und Berechnungen beschränkt, ggf. verbunden mit allgemeinen Erläuterungen, genügt den Anforderungen an
den Inhalt eines objektbezogenen Beratungsberichts nicht.

Ein nach dieser Richtlinie förderfähiger Beratungsbericht enthält Ausführungen zu folgenden Punkten:

I Deckblatt und Inhaltsangabe

Der Beratungsbericht beginnt mit einem Deckblatt und einer sich anschließenden Inhaltsangabe.

II Zusammenfassende Darstellung

Der sich der Inhaltsangabe anschließende Berichtsteil beginnt mit einer zusammenfassenden Darstellung der Er-
gebnisse, die mindestens folgende Punkte umfasst:

1. Zusammenfassende Beschreibung der Maßnahmenempfehlungen und Darstellung der Ergebnisse der energe-
tischen und wirtschaftlichen Bewertungen.

2. Hinweise auf Behaglichkeits- sowie Wertsteigerungen des Gebäudes, sonstige positive Nebeneffekte bei Aus-
führung der vorgeschlagenen Sanierungsmaßnahmen sowie bestehende objektbezogene Nachrüstpflichten nach
der jeweils gültigen EnEV.

3. Gegenüberstellung des Ist-Zustandes von thermischer Gebäudehülle und Anlagentechnik und des Zustands nach
Sanierung zum Effizienzhaus sowie nach der Durchführung von Maßnahmen bzw. Maßnahmenkombinationen. Diese
Gegenüberstellung muss mindestens einschließen:

– Aussagen zur jeweils zu erwartenden Energieeinsparung (Primärenergiebedarf, Endenergiebedarf) auch in
grafischer Darstellung,

– Erklärung des Unterschieds zwischen Endenergiebedarf und individuellem Endenergieverbrauch vor Sanierung
und Darlegung der möglichen Auswirkungen auf die tatsächliche Energieeinsparung nach Sanierung,

– Aussagen zur jeweils zu erwartenden Verminderung von Treibhausgas-Emissionen, vorrangig CO2.

III Daten zum Ist-Zustand von Gebäudehülle und Anlagentechnik

Als Grundlage für die Feststellung des energetischen Ist-Zustandes sind die gebäude- und heiztechnischen Daten in
den Bericht aufzunehmen und durch Auflistung der objektbezogenen Schwachstellen zu ergänzen.

1 Gebäude

1.1 Beschreibung des Gebäudes:

– Fotografien aller Gebäudeansichten,

– Lage, Bauweise, Baujahr, Nutzung,

– Zahl der Wohneinheiten und Bewohner,

– beheizbare Gebäudenutzfläche, -volumen und wärmeübertragende Umfassungsfläche,

– Zustand und Aufbau der thermischen Hülle,
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– bauliche Besonderheiten,

– wesentliche bisher getätigte Investitionen in Gebäudehülle und Anlagentechnik,

– Wärmebrücken, objektbezogen,

– Lüftungswärmeverluste, objektbezogen,

– ggf. Planungs- und Ausführungsmängel, objektbezogen.

1.2 Wärmeschutztechnische Einstufung der thermischen Gebäudehülle anhand der U-Werte der Bauteile mit Angabe
der Bauteilflächen.

2 Anlagentechnik

Beschreibung der Anlagentechnik:

– Heizungsanlage einschließlich Besonderheiten und Schwachstellen unter Hinzuziehung der Daten, die im aktuellen
Schornsteinfegerprotokoll (1. BImSchV) enthalten sind,

– Verteilsystem, Wärmeabgabeeinrichtungen, Regel- und Steuertechnik einschließlich Besonderheiten und Schwach-
stellen,

– Warmwasserbereitung einschließlich Besonderheiten und Schwachstellen,

– Angaben zu den bisherigen anlagentechnischen Investitionen,

– ggf. Planungs-, Ausführungs- und Einstellungsmängel, objektbezogen.

Alle Daten nach den Nummern 1 und 2 sind – soweit entsprechende Regelungen vorhanden sind – nach anerkannten
Regeln der Technik oder in Anlehnung an die Berechnungsverfahren der jeweils geltenden energiesparrechtlichen
Bestimmungen zu ermitteln.

Auf Grundlage dieser Daten ist die Energiebilanz des Ist-Zustandes tabellarisch darzustellen.

3 Endenergieverbrauch

Die Daten zum Endenergieverbrauch über die drei letzten Heizperioden sind zur Mittelwertbildung aufzunehmen.

IV Energetisches Sanierungskonzept

Im Beratungsbericht ist aufzuzeigen, wie das Beratungsobjekt durch energetische Sanierung sowohl in einem Zug als
auch schrittweise auf ein von der Kreditanstalt für Wiederaufbau – KfW – gefördertes Effizienzhausniveau gebracht
werden kann. Dabei ist es unbeachtlich, ob der Beratungsempfänger aktuell die Sanierung auf ein derartiges energe-
tisches Niveau anstrebt. Wenn im Bericht dargelegt werden kann, dass ein förderfähiges KfW-Effizienzhausniveau im
Einzelfall nicht wirtschaftlich erreichbar ist, steht dies einer Förderung nicht entgegen.

Der Stand der Technik, insbesondere nach EnEV, ist stets zu beachten. Auf ggf. bestehende Nachrüstpflichten sowie
weitere Anforderungen der EnEV ist im Beratungsbericht hinzuweisen.

Bei der Betrachtung der Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen sind zumindest die üblichen Bundesförderprogramme zu
berücksichtigen.

Das energetische Sanierungskonzept muss folgenden Mindestinhalt aufweisen:

1. Energetische und wirtschaftliche Bewertung eines Gesamtsanierungskonzepts, das ein von der KfW gefördertes
Effizienzhausniveau erreicht; dabei ist die Nutzung erneuerbarer Energien zu berücksichtigen.

2. Energetische und wirtschaftliche Bewertung von Maßnahmen (-kombinationen), die aufeinander abgestimmt ein von
der KfW gefördertes Effizienzhausniveau erreichen; dabei ist die Nutzung erneuerbarer Energien zu berücksichtigen
(schrittweise Sanierung).

3. Beschreibung von Maßnahmen zur Beseitigung oder Minderung energetischer Schwachstellen im Bereich der
thermischen Hülle bzw. der Anlagentechnik.

4. Beschreibung der Investitionen und Darstellung der Kosten der empfohlenen Maßnahmen auf Basis der zum Zeit-
punkt der Beratung marktüblichen Preise.

5. Darstellung des Einsparpotentials an Energie und Kosten unter Hinweis auf mögliche Fördermaßnahmen für das
Gesamtsanierungskonzept und die dahin führenden getrennt durchführbaren Maßnahmen (-kombinationen).

6. Empfehlungen für eine energetische Sanierung auf Grundlage der Ergebnisse nach den Nummern 1 und 2 mit Vor-
schlägen für eine sinnvolle zeitliche Reihenfolge der aufeinander aufbauenden Maßnahmen (-kombinationen) für eine
schrittweise durchgeführte Sanierung.
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Anlage 2

Zusätzliche Mindestanforderungen
für Thermografie und Stromeinsparberatung

A. Integration von thermografischen Untersuchungen

Werden thermografische Untersuchungen in eine Vor-Ort-Beratung integriert, sind für eine zusätzliche Förderung über
die Mindestanforderungen der Anlage 1 zu dieser Richtlinie hinaus die folgenden Bedingungen zu erfüllen:

– jede Thermografieaufnahme (Thermogramm) ist durch eine entsprechende normale fotografische Aufnahme zu
ergänzen;

– die Thermogramme müssen sich hinsichtlich des Aufnahmeobjektes unterscheiden (Beispiel: bei zwei Aufnahmen
der gleichen Außenwand wäre nur eine davon förderfähig);

– die unterschiedlichen Farbverläufe sind zu erläutern;

– die Schwachstellen sind zu lokalisieren und zu beschreiben.

Die Durchführung hat nach anerkannten Regeln der Technik durch qualifizierte Personen und mit Hilfe dafür geeigneter
technischer Hilfsmittel zu erfolgen.

Die Ergebnisse sind in einem getrennten Abschnitt des Beratungsberichts, der auch aus der Inhaltsangabe hervor-
gehen muss, zu dokumentieren.

Schlussfolgerungen und Empfehlungen können an geeigneter Stelle des Beratungsberichts nach den Regelungen der
Anlage 1 eingearbeitet werden.

B. Integration von Empfehlungen zur Stromeinsparung

Angesichts des zunehmenden Stromverbrauchs und steigender Energiekosten eröffnet sich für Stromverbraucher,
insbesondere wenn sie ihr Nutzerverhalten optimieren, im Wohngebäudebereich häufig ein nicht unerhebliches Ein-
sparpotential. Konkrete Hinweise und Empfehlungen im Beratungsbericht können zu einer Sensibilisierung und Ver-
haltensänderung des Beratungsempfängers beitragen. Die reine Aufzählung allgemeiner Stromsparhinweise genügt
dafür nicht.

Dem Beratungsempfänger ist die Ausgangssituation beim Stromverbrauch objekt- und verbrauchsbezogen darzustel-
len:

– Der tatsächliche Stromverbrauch des Beratungsempfängers, wie er sich zumindest im Vorjahr ergeben hat, ist dem
Verbrauch eines energieeffizienten Haushalts gegenüberzustellen; zugrunde zu legen sind die entsprechenden Ver-
brauchsabrechnungen.

– Der Beratungsbericht muss alle wesentlichen Stromverbraucher im Haushalt des Beratungsempfängers nennen.
Erfahrungsgemäß sind dies in erster Linie: Heizungspumpe, Warmwasserzirkulationspumpe, ggf. elektrische Warm-
wassererzeuger (Boiler, Durchlauferhitzer), Kühl- und Gefriergeräte, Waschmaschinen/Wäschetrockner, PC-Stand-
geräte, ggf. existierende Sonderausstattungen (Sauna, Solarium, Wasserbett, Aquarien etc.) sowie Stand-by-
Verbräuche.

– Erforderlich ist eine Aussage, ob und ggf. welche relevanten Stromverbraucher im Beratungsobjekt technisch in-
effizient sind oder vom Nutzer ineffizient betrieben werden. Eine detaillierte Verbrauchsanalyse ist nicht notwendig.

– Ab drei Wohneinheiten hat sich die Beratung nur auf den Betriebsstrom zu beziehen. Ferner sind zumindest die fest
im/am Gebäude installierten elektrischen Stromverbraucher (Außen- und allgemeine Innenbeleuchtung, Pumpen,
Aufzüge, Druckerhöhungs- bzw. Hebeanlagen, Abluftanlagen, sonstige elektrische Sonderausstattungen etc.) zu
berücksichtigen.

Auf dieser Grundlage sind anschließend Einsparpotentiale aufzuzeigen und konkrete Empfehlungen zur Stromeinspa-
rung auszusprechen.
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Anlage 3

Mindestanforderungen
an die Durchführung von Aus-/Weiterbildungsmaßnahmen sowie deren Eingangsvoraussetzungen

Um Aus-/Weiterbildungsmaßnahmen als fachliche Grundlage für die Durchführung von Vor-Ort-Beratungen nach dieser
Richtlinie anerkennen zu können, sind bestimmte Mindestanforderungen an Inhalt, Dauer und Teilnehmerkreis eines
Lehrgangs zu erfüllen (sog. Modul Beratung).

Eine schriftliche Abschlussprüfung, die durch den Weiterbildungsträger abgenommen wird, ist bei allen Aus- und
Weiterbildungsmaßnahmen nach dem Modul „Beratung“ (Präsenzlehrgänge, Fernlehrgänge etc.) erforderlich. Die er-
folgreiche Teilnahme am Lehrgang muss in einem Abschlusszertifikat nach Abschnitt III dieser Anlage bescheinigt
werden.

Die Anbieter von Aus-/Weiterbildungsmaßnahmen haben vor Beginn der Ausbildung zu überprüfen, ob bei den Teil-
nehmern die persönlichen Eingangsvoraussetzungen nach Abschnitt I dieser Anlage vorliegen, wenn nach Beendigung
der Maßnahme ein Abschlusszertifikat ausgestellt werden soll.

I Eingangsvoraussetzungen

I.1 Personen mit einem nach § 21 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EnEV berufsqualifizierendem Hochschulabschluss in
den Fachrichtungen Architektur, Hochbau, Bauingenieurwesen, Technische Gebäudeausrüstung, Physik, Bauphysik,
Maschinenbau oder Elektrotechnik oder einer anderen technischen oder naturwissenschaftlichen Fachrichtung mit
einem Ausbildungsschwerpunkt in einem der oben genannten Gebiete benötigen mindestens 130 Unterrichtseinheiten.

I.2 Alle nicht unter Nummer I.1 genannten Personen, die über eine Ausstellungsberechtigung nach § 21 EnEV ver-
fügen, benötigen mindestens 210 Unterrichtseinheiten.

I.3 Ingenieure mit Zusatzausbildung zum staatlich anerkannten Sachverständigen für Schall- und Wärmeschutz be-
nötigen insgesamt mindestens 70 Unterrichtseinheiten, die sich aus den Blöcken 3 bis 5 zusammensetzen müssen.

Die unter den Nummern I.1 bis I.2 genannten Qualifizierungsmaßnahmen können auch dann als Aus- und Weiter-
bildungsmaßnahmen im Sinne der Richtlinie anerkannt werden, wenn sie bereits vor dem Erwerb des jeweiligen
Abschlusses in das Studium oder die Ausbildung zum Ingenieur, Techniker etc. integriert waren (sogenannter Parallel-
erwerb). Für Inhalt und Anzahl der in diesem Rahmen erforderlichen Unterrichtseinheiten gelten die oben beschriebe-
nen Voraussetzungen unverändert fort.

Auch in diesem Fall muss die erfolgreiche Teilnahme am integrierten Lehrgang in einem separaten Abschlusszertifikat
nach Abschnitt III dieser Anlage bescheinigt werden.

II Mindestanforderungen an die Inhalte von Aus-/Weiterbildungsmaßnahmen

Die Inhalte der Aus- und Weiterbildung aufgrund des Moduls „Beratung“ sind in 5 Blöcke gegliedert. Für Block 2
„Gebäudehülle in Neubau und Bestand“ und Block 3 „Anlagentechnik und erneuerbare Energien in Neubau und Be-
stand“ ist jeweils mindestens ein Drittel der gesamten Unterrichtseinheiten vorzusehen (eine Unterrichtseinheit ent-
spricht 45 Minuten).

Im verbleibenden Drittel sollen die Inhalte der Blöcke 1 („Rechtliches“), 4 („Energieausweis, Modernisierungsempfeh-
lungen, Wirtschaftlichkeit“) und 5 („Elektrotechnik/Beleuchtung“) behandelt werden.

Insbesondere sind die folgenden Lehrinhalte zu vermitteln:

Block 1: Rechtliches

– Anwendung der EnEV in der Praxis

Inhaltlicher Überblick, Grundbegriffe, Anforderungen bei Neubauten und Bestand, Grundlagen bei der Erstellung von
Energieausweisen im Neubau und Bestand, Aspekte des Bestands- und Denkmalschutzes, Praxisbeispiele: Aus-
legungsfragen des DiBt

– Rechtliche Grundlagen I: EU-Gebäuderichtlinie, EnEG, EnEV, EEWärmeG

Inhaltlicher Kurzüberblick, EU-Gebäuderichtlinie und ihre nationale Umsetzung in Deutschland, Abhängigkeiten und
Zusammenspiel der verschiedenen Verordnungen bzw. Gesetze

– Rechtliche Grundlagen II: Normen, insbesondere DIN V 18599

Inhaltlicher Kurzüberblick zu DIN V 18599, energetische Bewertung von Gebäuden nach DIN 4108/4701, Wärme-
schutz und Wärmebedarfsberechnung, Zusammenspiel/Verweise EnEV und Normen

Block 2: Gebäudehülle in Neubau und Bestand

– Grundlagen: Effizienzhaus, solares Bauen, klimagerechter Gebäudeentwurf, Wärmespeicherungsvermögen

Kenntnisse über energetische Standards bei Neubauten und im Bestand, Anforderungen an energieeffiziente Ge-
bäude, Ausrichtung und Gestaltung von Gebäuden, Praxisbeispiele, Zusammenwirken von Technik und Gebäude

– Energetische Grundlagen

Physikalische Wirkprinzipien und Energiekennwerte, Grundlagen des Wärme- und Feuchteschutzes (Temperaturver-
lauf in Bauteilen, Glaser-Diagramm, Nutzereinfluss, Wärmebrücken), Berechnung von U-Werten, Wärmebrücken,
Luftdichtheit
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– Wärmedämmstoffe und -systeme im Vergleich

Baustoffe, Eigenschaften und Einsatzgebiete, Brandschutz

– Außen-, Innen- und Dachdämmung unter Berücksichtigung des Feuchte-, Schall- und sommerlichen Wärmeschut-
zes

Grundsätzliche Konstruktionen für Wände, Fenster, Dach, Decken, Fußböden, Dämmungsmaßnahmen von Außen-
bauteilen und Bauteilen zu unbeheizten und teilweise genutzten Räumen im Bestand und Neubau

– Schwachstelle Gebäudehülle: Wärmebrücken, Lüftungswärmeverluste

Erfassung, Ausweisung, Berechnung und Vermeidung von Schwachstellen (Wärmebrücken und Lüftungswärme-
verluste) unter Hinweis auf die Behaglichkeit durch Reduzierung von Zugluft und Fußkälte durch Sanierungs-
maßnahmen, Reduzierung energetischer Verluste – Wärmedämmung und Luftdichtheit (Wärmebrücken, Trans-
missionswärmeverluste, sommerlicher Wärmeschutz etc.) in Neubau und Bestand

– Innen- und Kerndämmung

Grundlagen Innendämmung unter Berücksichtigung der Wärmebrücken, insbesondere der Anschlüsse der Decken,
Fußböden und Innenwände an die Außenwände, Beispiele

– Grundlagen sommerliche Behaglichkeit/Wärmeschutz

Grundlagen solare Wärmelast im Sommer, Möglichkeiten zur Vermeidung

– Detaillierung: Wärmebrücken in Neubau und Bestand, Berechnung von Wärmebrücken

Beispielrechnung Wärmebrücke mit Software und Gleichwertigkeitsnachweis

Block 3: Anlagentechnik und erneuerbare Energien in Neubau und Bestand

– Überblick Heizungstechnik

Heizungstechnik mit einem Überblick am Markt befindlicher Wärmeerzeuger (Heizkessel, Wärmepumpen, BHKW,
Brennstoffzellen, Pellets, Solarthermie etc.) mit ihren bevorzugten Einsatzgebieten, Regelungs- und Steuerungstech-
nik, Abgasentsorgung, Brennstoffversorgung und -lagerung, Wärmeverteilung, Wärmespeicherung und -abgabe
(Heizkörper, Fußbodenheizung, Temperierung etc.), überschlägige Auslegung (Speicher, BHKW, Wärmepumpen),
Auslegung Heizsystem: Vorgabe der Parameter für Heizungsbauer in Übereinstimmung mit dem Energiebedarf
(überschlägige Heizlastberechnung für Kesseldimensionierung), Vergleich der Heizungsalternativen unter Energie-
sparaspekten und Beratung bei der Wahl des Heizungssystems

– Schwachstellen Heizungstechnik

Erfassung, Ausweisung und Beseitigung von möglichen Schwachstellen bei vorhandenen Heizungssystemen

– Überblick Warmwasserbereitung

Warmwasserbereitung mit einem Überblick der am Markt befindlichen Warmwasserversorgungssysteme inklusive
der Speicher mit ihren bevorzugten Einsatzgebieten, Legionellenproblematik, überschlägige Auslegung thermischer
Solaranlagen unter Einsatz von erneuerbaren Energien

– Überblick Lüftungsanlagen, Wärmerückgewinnung

Arten, Systeme, Auslegungen, Optimierungen, technische und bauliche Anforderungen, Einsatz von Lüftungs-
anlagen unter Berücksichtigung verschiedener Wärmerückgewinnungssysteme und Möglichkeiten der thermischen
Vorbehandlung (Vorwärmung/Vorkühlung) der Außenluft, z. B. mittels einer entsprechenden Luftführung durch
das Erdreich (Erdkollektor), Grundlagen der DIN 1946-6 und Erfordernis von Lüftungskonzepten bei Neubau und
Sanierung

– Emissionen

Erfassung, Berechnung und Ausweisung von CO2-Emissionsraten

– Regelungstechnik für Heizungs- und Wohnungslüftungsanlagen, Kenntnisse hydraulischer Abgleich, Regelung
bei EE

Erläuterung hydraulischer Abgleich, Grundlagen Regelung Anlagentechnik, z. B. bei erneuerbaren Energien:
thermische Solaranlage im Zusammenspiel mit WW-Speicher und Kesselanlage

– Photovoltaik

Einsatzmöglichkeiten, Einbaumöglichkeiten und Voraussetzungen in Neubau und Bestand, Dimensionierung

Block 4: Energieausweis, Modernisierungsempfehlungen, Wirtschaftlichkeit

– Wirtschaftlichkeit

Berechnungsvarianten zur Wirtschaftlichkeit und einer auf den Beratungsempfänger (Laien) zugeschnittenen
Darstellung. Hilfen zur Entscheidungsfindung in Neubau und Bestand

– Förderung

Informationsüberblick bezüglich der Fördermöglichkeiten für Maßnahmen zur Reduzierung des Energieeinsatzes

– Softwareprogramme für die energetische Bewertung von Wohngebäuden

Informationsüberblick über die am Markt angebotenen Softwareprogramme, Erfahrungswerte beim Einsatz
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– Vermittlung geringinvestiver Maßnahmen

Vertiefung Optimierung Anlagentechnik durch Steuerung und Regelung, Fugenabdichtung, Lüftungsverhalten und
einfache Dämmmaßnahmen

– Ausstellen von Energieausweisen und Erstellen von Modernisierungsempfehlungen, auch im Zusammenhang mit
Wirtschaftlichkeit

Erreichbare Energieeinsparungen, Praxistipps, typische Fehler beim Ausstellen von Energieausweisen, Durchführen
von Berechnungen nach anerkannten Rechenverfahren, Hinweise zum Erstellen von Modernisierungsempfehlungen
(Grundlagen: Schwachstellen Gebäudehülle/Anlagentechnik)

– KFW-/BAFA-förderspezifische Details

Grundlagen zu den beiden Bundesförderprogrammen (Antragstellung, Prozesse)

– Projektbericht (Energieberatungsbericht)

Ausarbeitung eines beispielhaften Energieberatungsberichts, wobei das Ergebnis den Mindestanforderungen an eine
Vor-Ort-Beratung nach der Richtlinie entsprechen muss (insbesondere Gesamtsanierungskonzept für KfW-Effizienz-
hausniveau und Konzept für schrittweise Sanierung mit zeitlicher Reihenfolge der einzelnen Maßnahmen (-kombina-
tionen), die in der Gesamtheit zum Effizienzhaus führen)

– Vermittlung von Beratungskompetenzen

Beratungskompetenzen und Darstellungsmöglichkeiten fachlicher Zusammenhänge in Berichten (Musterbericht),
ppt-Präsentationen, Kundengesprächen

– Bedarfs-/Verbrauchsabgleich

Einfache Plausibilitätschecks (Faustformeln), Einschätzung der Berechnungsergebnisse im Vergleich zum Energie-
verbrauch, Abgleich ggf. Wirtschaftlichkeit z. B. gemäß DIN V 18599, Blb. 1

– Anwendung der DIN V 18599 mit Software, Abgrenzung 18599 und 4108/4701

Unterschiede in der Berechnung, Durchführung beider Berechnungsverfahren mittels Software-Eingabe für Energie-
ausweis-Beispiel

Block 5: Elektrotechnik/Beleuchtung

– Energieeffiziente Beleuchtung, Nutzung natürlicher Belichtung, Lichtlenkung, Energieeffizienz bei typischen Ver-
brauchern im Haushalt, Gebäudesystemtechnik

Alternative Lehrformen (Fernlehrgänge, „eLearning“, „Online-Chatrooms“ u. Ä.) sind unter folgenden Voraussetzungen
möglich:

– Der Präsenzanteil muss mindestens 30 % der gesamten Unterrichtseinheiten betragen. Für den für das Selbststu-
dium vorgesehenen Teil (d. h. höchstens 70 %) ist die gegenüber einem Präsenzstudium erforderliche verbleibende
Zeitdauer zu verdoppeln.

– Ein geringerer Präsenzanteil ist möglich, wenn der Lehrgang durch die Staatliche Zentralstelle für Fernunterricht (ZfU)
zugelassen ist. Die übrigen Anforderungen gelten unverändert.

III Abschlusszertifikat

Das Abschlusszertifikat des Lehrgangsanbieters muss für eine Anerkennung im Rahmen dieses Förderprogramms die
folgenden Informationen enthalten:

– Vor- und Nachname des Kursteilnehmers mit Geburtsdatum,

– die Benennung des Abschlusses,

– die abschließende Benotung,

– die Unterrichtsfächer (ggf. Aufführung auf der Rückseite des Abschlusszertifikats),

– den Lehrgangszeitraum,

– die Anzahl der Unterrichtseinheiten,

– das Thema der Abschlussprüfung,

– den ausdrücklichen Hinweis, dass das Zertifikat zur Vorlage beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
(BAFA) verwendet werden kann.
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